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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 10/65 — des 
RA Jürgen Fischer-Dorp, Stuttgart, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 
Bundestag vom 19. September 1965 im Wahlbezirk 


Stuttgart III 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1 . Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
7. Oktober 1965 Einspruch eingelegt und begrün- 
det. 

Zur Begründung verweist er auf folgenden Sach- 
verhalt: 

Der Wahlraum „Wilhelmshöhe" in Stuttgart- 
Degerloch hat die Form eines langgestreckten 
Rechtecks, an seiner Schmalseite befindet sich 
der Zugang von der Straße her. Links vom Ein- 
gang ist eine Verbindungstür zur Gaststätte 
„Wilhelmshöhe". Daran anschließend waren an 
der Längsseite etwas versetzt die Tische für den 
Wahlvorstand mit der Wahlurne aufgestellt. Die 
Einrichtung zum Ausfüllen der Stimmzettel, ein 
Tisch mit einer Abschirmvorrichtung, war auf der 
rechten Längsseite des Wahlraums im letzten 
Drittel übereck aufgebaut worden. 

Die Abschirmvorrichtungen, die in den Stuttgar- 
ter Wahlräumen, darunter im Wahlraum „Wil- 
helmshöhe" in Stuttgart-Degerloch, zur Stimm- 
abgabe aufgestellt waren, bestehen aus einem 
Mittelstück, zwei Endstücken und zwei Quer- 
wänden; sie sind nach oben und nach rückwärts 
offen. Sie haben eine Höhe von 73 cm, zwischen 
den Querwänden eine Breite von 75,5 cm und 
bis zur Mittelwand eine Tiefe von 37 cm. Die Ab- 
schirmvorrichtungen werden auf normalen 
Tischen mit einer Breite von rd. 70 bis 80 cm 
dergestalt aufgebaut, daß die Mittelwand der 
Vorrichtung etwa auf die Mitte des Tisches zu 
stehen kommt. Die Tische haben eine Höhe von 


78 cm, so daß der Abstand vom Fußboden bis 
zur Oberkante der Abschirmvorrichtung 151 cm 
beträgt. 

Dieser Sachverhalt ergibt sich aus dem Vorbrin- 
gen des Einspruchsführers und der Stellung- 
nahme des zuständigen Kreiswahlleiters. 

Der Einspruchsführer behauptet, 

daß die Abschirmvorrichtung ihm, bei seiner 
Körpergröße von 176 cm, nur bis zur Schulter 
gereicht habe und er durch ein leichtes Beugen 
des Kopfes genau habe feststellen können, welche 
Partei der neben ihm stehende Wahlteilnehmer 
ankreuzte. Genau so leicht sei es möglich ge- 
wesen, daß eine hinter ihm oder den anderen 
Wählenden vorbeigehende Person festgestellt 
habe, bei welcher Partei das Kreuz gemacht wor- 
den sei. Er ist der Auffassung, daß die Ab- 
schirmvorrichtungen ungenügend seien und durch 
sie das Wahlgeheimnis verletzt worden sei. Die 
Kontrollierbarkeit der Stimmabgabe habe zu- 
dem auch teilweise zu einer Verfälschung des 
Wahlergebnisses geführt. 

Der Einspruchsführer beantragt, 

die am 19. September 1965 vollzogene Wahl zum 
5. Deutschen Bundestag im Wahlbezirk Stuttgart 
III für ungültig zu erklären. 

Hilfsweise beantragt er festzustellen, 

daß die Einrichtung des Wahllokals „Wilhelms- 
höhe" in Stuttgart-Degerloch der Bundeswahl- 
ordnung nicht entspricht und das Grundrecht der 
geheimen Wahl gefährdet. 

Der zuständige Kreiswahlleiter hat dazu erklärt, 
daß seines Erachtens die Ab schirm Vorrichtung 
eine Beobachtung, wie der Wähler seinen Stimm- 
zettel ausfülle, ausschließe. Er meint, daß die 
Herstellerfirma die Abschirmvorrichtungen auch 
an andere Gemeinden geliefert habe. Von dort 
seien jedoch keine Beanstandungen bekanntge- 
worden. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen,, gemäß § 6 Abs. 1 a 
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Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der 
Anberaumung einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt 
worden. Er ist auch zulässig, aber nicht begründet. 

Gemäß § 34 BWG sind Vorkehrungen dafür zu tref- 
fen, daß der Wähler den Stimmzettel unbeobachtet 
ankreuzen und in den Umschlag legen kann. Diese 
Vorschrift dient der Sicherung des Wahlgeheimnis- 
ses. Eine bestimmte Form der Vorkehrungen ist im 
Wahlgesetz jedoch nicht vorgeschrieben. 

§ 46 BWO schreibt lediglich vor, daß die Gemeinde- 
behörden in jedem Wahlraum eine oder mehrere 
Wahlzellen mit Tischen einzurichten haben, in denen 
der Wähler seinen Stimmzettel unbeobachtet an- 
kreuzen und in den Umschlag legen kann. 

Unbestreitbar gehören die Wahlzellen zu den wich- 
tigsten Sicherungen des Wahlgeheimnisses. Ent- 
scheidend ist dabei, daß die Wahlhandlung gegen 
die Einsichtnahme Dritter geschützt ist. Im vorlie- 
genden Fall waren die technischen Einriditungen 
der Wahlzellen unvollkommen und verbesserungs- 
bedürftig. Trotzdem ist der Einspruch offensichtlich 
nicht begründet. 


Es ist ganz unwahrscheinlich und überhaupt nur un- 
ter ganz besonderen Umständen, wie sie hier nicht 
vorgetragen sind, denkbar, daß Wähler wegen der 
nur entfernten Möglichkeit der Beobachtung beim 
Wahlvorgang anders gestimmt haben, als es ihrer 
Absicht und politischen Überzeugung entsprach. 

Die festzustellende Unzulänglichkeit der Wahlzel- 
len mag den Gemeindebehörden Anlaß zur gebote- 
nen Verbesserung geben, aber angesichts des Wahl- 
ergebnisses in dem in Frage stehenden Wahlkreis 
läßt es sich ausschließen, daß das Wahlergebnis 
dadurch beeinflußt worden ist. 

Der Einspruch war daher in vollem Umfang als 
offensichtlich unbegründet im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG zurückzuweisen. 


Reditsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als An- 
lage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines Mo- 
nats seit der Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages — — beim Bundesverfassungs- 

gericht eingegangen sein. 
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